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Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate des Oberlandesgerichts Celle
(Stand: 1. Juli 2005)

Die von den Familiensenaten zusammengestellten Leit-
linien dienen dem Ziel, die Rechtsprechung der Senate
mçglichst weitgehend zu vereinheitlichen. Sie werden der
Entwicklung des Unterhaltsrechts angepasst und lassen
bewusst Raum f�r weitere �berlegungen und Konkreti-
sierungen. Eine bindende Wirkung kommt ihnen nicht zu.

Das Tabellenwerk der D�sseldorfer Tabelle ist einge-
arbeitet. Die Erl�uterungen werden durch nachfolgende
Leitlinien ersetzt.

Unterhaltsrechtliches Einkommen
Bei der Ermittlung und Zurechnung von Einkommen ist
stets zu unterscheiden, ob es um Verwandten- oder Ehe-
gattenunterhalt sowie ob es um Bedarfsbemessung einer-
seits oder Feststellung der Bed�rftigkeit/Leistungsf�hig-
keit andererseits geht.

Das unterhaltsrechtliche Einkommen ist nicht immer
identisch mit dem steuerrechtlichen Einkommen.

1. Geldeinnahmen
1.1 Auszugehen ist vom Bruttoeinkommen als Summe
aller Eink�nfte.

1.2 Soweit Leistungen nicht monatlich anfallen (z.B.
Weihnachts- und Urlaubsgeld), werden sie auf ein Jahr
umgelegt. Einmalige Zahlungen (z.B. Abfindungen) sind
auf einen angemessenen Zeitraum zu verteilen. In der
Regel ist die Verteilung so vorzunehmen, dass der bishe-
rige Lebensstandard aufrechterhalten werden kann.

1.3 �berstundenverg�tungen werden dem Einkommen
voll zugerechnet, soweit sie berufstypisch sind und das
in diesem Beruf �bliche Maß nicht �berschreiten.

1.4 Spesen und Auslçsungen werden pauschal zu 1/3 dem
Einkommen hinzugerechnet, soweit nicht nachgewiesen
wird, dass die Zulagen notwendigerweise in weitergehen-
dem Umfang verbraucht werden und keine h�usliche
Ersparnis eintritt.

1.5 Bei Ermittlung des zuk�nftigen Einkommens eines
Selbst�ndigen ist in der Regel der Gewinn der letzten drei
Jahre zugrunde zu legen.

1.6 Eink�nfte aus Vermietung und Verpachtung sowie
aus Kapitalvermçgen ergeben sich aus der Differenz
zwischen Einnahmen und Werbungskosten. F�r Geb�ude
ist keine AfA anzusetzen.

1.7 Steuererstattungen und Steuernachzahlungen sind in
der Regel in dem Kalenderjahr, in dem sie anfallen, zu
ber�cksichtigen und auf die einzelnen Monate umzule-
gen. Soweit Erstattungen auf Aufwendungen beruhen, die
unterhaltsrechtlich nicht zu ber�cksichtigen sind, bleiben
auch die Steuererstattungen außer Betracht.

1.8 Sonstige Einnahmen, z.B. Trinkgelder.

2. Sozialleistungen
2.1 Arbeitslosengeld (§ 117 SGB III) und Krankengeld.

2.2 Arbeitslosengeld II (nach dem SGB II) beim Ver-
pflichteten. Beim Berechtigten sind Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts nach §§ 19 ff. SGB II kein
Einkommen, es sei denn, die Nichtber�cksichtigung der
Leistungen ist in Ausnahmef�llen treuwidrig (vgl. BGH
v. 17.3.1999 – XII ZR 139/97, MDR 1999, 744 = FamRZ
1999, 843; v. 27.9.2000 – XII ZR 174/98, BGHReport
2001, 382 = MDR 2001, 694 = FamRZ 2001, 619); nicht
subsidi�re Leistungen nach dem SGB II sind Einkom-
men.

2.3 Wohngeld, soweit es nicht erhçhte Wohnkosten
deckt.

2.4 BAfçG-Leistungen, auch soweit sie als Darlehen
gew�hrt werden, mit Ausnahme von Vorausleistungen
nach §§ 36, 37 BAfçG.

2.5 Erziehungsgeld nur in den Ausnahmef�llen des § 9
S. 2 BErzGG.

2.6 Arbeitsunfallrenten.

2.7 Leistungen aus der Pflegeversicherung, Blindengeld,
Versorgungsrenten, Schwerbesch�digten- und Pflege-
zulagen nach Abzug eines Betrags f�r tats�chliche Mehr-
aufwendungen; § 1610a BGB ist zu beachten.

2.8 Der Anteil des Pflegegelds bei der Pflegeperson,
durch den ihre Bem�hungen abgegolten werden; bei
Pflegegeld aus der Pflegeversicherung gilt dies nur in
den Ausnahmef�llen des § 13 Abs. 6 SGB XI.

2.9 In der Regel Bez�ge nach §§ 41–43 SGB XII (Grund-
sicherung) beim Verwandtenunterhalt (anders beim Ehe-
gattenunterhalt).

2.10 Kein Einkommen sind Sozialhilfe (SGB XII) und
Leistungen nach dem UVG. Die Unterhaltsforderung ei-
nes Empf�ngers dieser Leistungen kann in Ausnahme-
f�llen treuwidrig sein (BGH v. 17.3.1999 – XII ZR
139/97, MDR 1999, 744 = FamRZ 1999, 843 bzw.
BGH v. 27.9.2000 – XII ZR 174/98, BGHReport 2001,
382 = MDR 2001, 694 = FamRZ 2001, 619).

3. Kindergeld
Kindergeld wird nicht zum Einkommen gerechnet (vgl.
Ziff. 14).

4. Geldwerte Zuwendungen
Geldwerte Zuwendungen aller Art des Arbeitgebers, z.B.
Firmenwagen oder freie Kost und Logis, sind Einkom-
men, soweit sie entsprechende Eigenaufwendungen er-
sparen.
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5. Wohnwert
Der Wohnvorteil durch mietfreies Wohnen im eigenen
Heim ist als wirtschaftliche Nutzung des Vermçgens
unterhaltsrechtlich wie Einkommen zu behandeln. Neben
dem Wohnwert sind auch Zahlungen nach dem Eigen-
heimzulagengesetz anzusetzen.
Ein Wohnvorteil liegt nur vor, soweit der Wohnwert den
ber�cksichtigungsf�higen Schuldendienst, notwendige
Instandhaltungskosten (BGH v. 20.10.1999 – XII ZR
297/97, MDR 2000, 215 = FamRZ 2000, 351 [354])
und die verbrauchsunabh�ngigen Kosten, mit denen ein
Mieter �blicherweise nicht belastet wird, �bersteigt.
Auszugehen ist vom vollen Mietwert. Wenn es nicht
mçglich oder nicht zumutbar ist, die Wohnung aufzuge-
ben und das Objekt zu vermieten oder zu ver�ußern, kann
statt dessen die ersparte Miete angesetzt werden, die
angesichts der wirtschaftlichen Verh�ltnisse angemessen
w�re. Dies kommt insbesondere f�r die Zeit bis zur
Scheidung in Betracht, wenn ein Ehegatte das Eigenheim
allein bewohnt.

6. Haushaltsf�hrung
F�hrt jemand einem leistungsf�higen Dritten den Haus-
halt, so kann hierf�r ein Einkommen angesetzt werden
(BGH v. 5.9.2001 – XII ZR 336/99, BGHReport 2001,
962 = FamRZ 2001, 1693).

7. Einkommen aus unzumutbarer Erwerbst�tigkeit
Einkommen aus unzumutbarer Erwerbst�tigkeit kann
nach Billigkeit ganz oder teilweise unber�cksichtigt blei-
ben.

8. Freiwillige Zuwendungen Dritter
Freiwillige Zuwendungen Dritter (z.B. Geldleistungen,
kostenloses Wohnen) sind als Einkommen zu ber�ck-
sichtigen, wenn dies dem Willen des Dritten entspricht.

9. Fiktives Einkommen
Einkommen kçnnen auch aufgrund einer unterhaltsrecht-
lichen Obliegenheit erzielbare Eink�nfte sein.

10. Bereinigung des Einkommens
10.1 Vom Bruttoeinkommen sind Steuern, Sozialabgaben
und/oder angemessene Vorsorgeaufwendungen abzuset-
zen (Nettoeinkommen).

Es besteht die Obliegenheit, Steuervorteile in Anspruch
zu nehmen (z.B. Eintragung eines Freibetrags bei Fahrt-
kosten, f�r unstreitigen oder titulierten Unterhalt).
10.2 Berufsbedingte Aufwendungen, die sich von den
privaten Lebenshaltungskosten nach objektiven Merkma-
len eindeutig abgrenzen lassen, sind im Rahmen des
Angemessenen vom Nettoeinkommen aus unselbst�ndi-
ger Arbeit abzuziehen.
10.2.1 Bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte kann
von Eink�nften aus nichtselbst�ndiger Erwerbst�tigkeit
eine Pauschale von 5 % des Nettoeinkommens
(Ziff. 10.1) angesetzt werden. �bersteigen die berufs-
bedingten Aufwendungen diese Pauschale, so sind sie
im Einzelnen darzulegen.

10.2.2 F�r die notwendigen Kosten der berufsbedingten
Nutzung eines Kraftfahrzeugs kann der nach den S�tzen

des § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 JVEG anzuwendende Betrag
(derzeit 0,30 E pro gefahrenen Kilometer) angesetzt wer-
den. Damit sind i.d.R. Anschaffungskosten erfasst. Wer-
den die Raten f�r einen zur Anschaffung aufgenommenen
Kredit ber�cksichtigt, so verringern sich die anrechnungs-
f�higen KM-Kosten.

10.2.3 nicht belegt
10.3 Kinderbetreuungskosten sind abzugsf�hig, soweit
die Betreuung durch Dritte infolge der Berufst�tigkeit
erforderlich ist. Außerdem kann im Einzelfall ein Kinder-
betreuungsbonus angesetzt werden.
10.4 Ber�cksichtigungsw�rdige Schulden (Zins und Til-
gung) sind abzuziehen; die Abzahlung soll im Rahmen
eines vern�nftigen Tilgungsplanes in angemessenen Ra-
ten erfolgen.

Bei der Bedarfsermittlung f�r den Ehegattenunterhalt
sind grunds�tzlich nur ehepr�gende Verbindlichkeiten
abzusetzen.

Beim Verwandtenunterhalt sowie bei Leistungsf�higkeit/
Bed�rftigkeit f�r den Ehegattenunterhalt erfolgt eine Ab-
w�gung nach den Umst�nden des Einzelfalls. Bei der
Zumutbarkeitsabw�gung sind Interessen des Unterhalts-
schuldners, des Drittgl�ubigers und des Unterhaltsgl�ubi-
gers, vor allem minderj�hriger Kinder, mit zu ber�ck-
sichtigen. Zur Obliegenheit des Unterhaltsschuldners,
ein Verbraucherinsolvenzverfahren einzuleiten, vgl.
BGH v. 23.2.2005 – XII ZR 114/03, FamRZ 2005, 608.

10.5 Bei der Pr�fung, ob Unterhaltsleistungen vorweg
abzuziehen sind (vgl. Ziff. 13.3,15.2), ist zwischen Be-
darfsermittlung und Leistungsf�higkeit zu unterscheiden.

10.6 Vermçgenswirksame Sparleistungen des Arbeitneh-
mers vermindern das Einkommen nicht. Jedoch sind im
Bruttoeinkommen enthaltene Leistungen des Arbeit-
gebers f�r die vermçgenswirksame Anlage zu belassen.

Kindesunterhalt

11. Bemessungsgrundlage (Tabellenunterhalt)
Der Barunterhaltsbedarf minderj�hriger und noch im el-
terlichen Haushalt lebender vollj�hriger unverheirateter
Kinder bestimmt sich nach den S�tzen der D�sseldorfer
Tabelle (vgl. Anlage 1). Bei minderj�hrigen Kindern
kann er als Festbetrag oder als Vomhundertsatz des Re-
gelbetrags geltend gemacht werden.

11.1 Die Tabellens�tze der D�sseldorfer Tabelle enthal-
ten keine Kranken- und Pflegeversicherungsbeitr�ge f�r
das Kind, wenn dieses nicht in einer gesetzlichen Fami-
lienversicherung mitversichert ist. Das Nettoeinkommen
des Pflichtigen ist um solche zus�tzlich zu zahlenden
Versicherungskosten zu bereinigen.

11.2 Die Tabellens�tze sind auf den Fall zugeschnitten,
dass der Unterhaltspflichtige einem Ehegatten und zwei
Kindern Unterhalt zu gew�hren hat. Bei einer grçßeren
oder geringeren Anzahl Unterhaltsberechtigter sind i.d.R.
Ab- oder Zuschl�ge durch Einstufung in eine niedrigere
oder hçhere Einkommensgruppe vorzunehmen.

Zur Eingruppierung kçnnen auch die Bedarfskontroll-
betr�ge herangezogen werden. Der Bedarfskontrollbetrag
des Unterhaltspflichtigen ab Gruppe 2 ist nicht identisch
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mit dem Eigenbedarf. Er soll eine ausgewogene Verteilung
des Einkommens zwischen dem Unterhaltspflichtigen und
den unterhaltsberechtigten Kindern gew�hrleisten. Wird er
unter Ber�cksichtigung auch des Ehegattenunterhalts un-
terschritten, ist der Tabellenbetrag der n�chst niedrigeren
Gruppe, deren Bedarfskontrollbetrag nicht unterschritten
wird, anzusetzen.

12. Minderj�hrige Kinder
12.1 Der betreuende Elternteil braucht neben dem ande-
ren Elternteil in der Regel keinen Barunterhalt zu leisten,
es sei denn, sein Einkommen ist bedeutend hçher als das
des anderen Elternteils (§ 1606 Abs. 3 S. 2 BGB) oder der
eigene angemessene Unterhalt des sonst allein barunter-
haltspflichtigen Elternteils ist gef�hrdet (§ 1603 Abs. 2
S. 3 BGB).

12.2 Einkommen des Kindes wird bei beiden Eltern h�lf-
tig angerechnet.

12.3 Sind bei ausw�rtiger Unterbringung beide Eltern
zum Barunterhalt verpflichtet, haften sie anteilig nach
§ 1606 Abs. 3 S. 1 BGB f�r den Gesamtbedarf (vgl.
Ziff. 13.3). Der Verteilungsschl�ssel kann unter Ber�ck-
sichtigung des Betreuungsaufwandes wertend ver�ndert
werden.

12.4 Bei Zusatzbedarf (Prozesskostenvorschuss, Mehr-
bedarf, Sonderbedarf) gilt § 1606 Abs. 3 S. 1 BGB (vgl.
Ziff. 13.3).

13. Vollj�hrige Kinder
13.1 Beim Bedarf vollj�hriger Kinder ist zu unterschei-
den, ob sie noch im Haushalt der Eltern/eines Elternteils
leben oder einen eigenen Hausstand haben.

13.1.1 F�r vollj�hrige Kinder, die noch im Haushalt der
Eltern oder eines Elternteils wohnen, gilt die Altersstufe 4
der D�sseldorfer Tabelle.

Der Unterhaltsbedarf des vollj�hrigen Kindes bemisst
sich grunds�tzlich nach den zusammengerechneten Ein-
kommen beider Elternteile (BGH v. 2.3.1994 – XII ZR
215/92, MDR 1994, 1013 = FamRZ 1994, 696 [698]). Ein
Elternteil hat jedoch hçchstens den Unterhalt zu leisten,
der sich allein aus seinem Einkommen aus der D�ssel-
dorfer Tabelle ergibt.

13.1.2 Der angemessene Bedarf eines vollj�hrigen Kindes
mit eigenem Hausstand betr�gt in der Regel monatlich
640 E ohne Beitr�ge zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung sowie Studiengeb�hren.

Von diesem Betrag kann bei erhçhtem Bedarf oder mit
R�cksicht auf die Lebensstellung der Eltern abgewichen
werden.

13.2 Auf den Unterhaltsbedarf werden Eink�nfte des
Kindes, auch BAfçG-Darlehen und Ausbildungsbeihilfen
(gek�rzt um ausbildungsbedingte Aufwendungen), ange-
rechnet. Bei Eink�nften aus unzumutbarer Erwerbst�tig-
keit gilt § 1577 Abs. 2 BGB entsprechend.

13.3 Bei anteiliger Barunterhaltspflicht ist vor Berech-
nung des Haftungsanteils nach § 1606 Abs. 3 S. 1 BGB
das bereinigte Nettoeinkommen jedes Elternteils gem.
Ziff. 10 zu ermitteln. Außerdem ist vom Restbetrag ein

Sockelbetrag in Hçhe des angemessenen Selbstbehalts
1.100 E abzuziehen.

Der Haftungsanteil nach § 1606 Abs. 3 S. 1 BGB errech-
net sich nach der Formel:

Bereinigtes Nettoeinkommen eines Elternteils (N1 oder
N2) abz�glich 1.100 E mal (Rest-)Bedarf (R), geteilt
durch die Summe der bereinigten Nettoeinkommen beider
Eltern (N1 + N2) abz�glich 2.200 E (=1.100 + 1.100) E.

Haftungsanteil 1 = (N1–1.100) � R: (N1 + N2–2.200).

Der so ermittelte Haftungsanteil ist auf seine Angemes-
senheit zu �berpr�fen und kann bei Vorliegen besonderer
Umst�nde (z.B. behindertes Kind) wertend ver�ndert
werden.

Bei vollj�hrigen Sch�lern, die in § 1603 Abs. 2 S. 2 BGB
minderj�hrigen Kindern gleichgestellt sind, wird der So-
ckelbetrag bis zum notwendigen Selbstbehalt (770 E/
890 E) herabgesetzt, wenn der Bedarf der Kinder andern-
falls nicht gedeckt werden kann.

14. Verrechnung des Kindergeldes
Es wird nach § 1612b BGB ausgeglichen. Zur Verrech-
nung bei Minderj�hrigen nach § 1612b Abs. 5 BGB siehe
Verrechnungstabelle Anhang 2.

Ehegattenunterhalt

15. Unterhaltsbedarf
15.1 Bei der Bedarfsbemessung darf nur ehepr�gendes
Einkommen ber�cksichtigt werden. Bei Aufnahme oder
Erweiterung einer Erwerbst�tigkeit nach Trennung/
Scheidung gilt grunds�tzlich das (Mehr-)Einkommen als
pr�gend (BGH v. 13.6.2001 – XII ZR 343/99, MDR 2001,
991 = BGHReport 2001, 549 m. Anm. Niepmann =
FamRZ 2001, 986).

15.2 Es gilt der Halbteilungsgrundsatz. Vom bereinigten
Erwerbseinkommen kann ein Bonus von 1/7 abgezogen
werden.

Leistet ein Ehegatte auch Unterhalt f�r ein Kind und hat
dies die ehelichen Lebensverh�ltnisse gepr�gt, so wird
sein Einkommen vor Ermittlung des Erwerbst�tigenbonus
um diesen Unterhalt (Tabellenbetrag) bereinigt. Erbringt
der Pflichtige sowohl Bar- als auch Betreuungsunterhalt,
so gilt Ziff. 10.3.

Der Vorwegabzug des Kindesunterhalts beim Ehegatten
kann unterbleiben, soweit sich daraus ein Missverh�ltnis
zum wechselseitigen Bedarf der Beteiligten ergibt. Dieses
Missverh�ltnis ist regelm�ßig zu bejahen, wenn beim
Ehegatten die Betr�ge gem�ß Ziff. 22.1 unterschritten
sind.

15.3 Bei sehr guten Einkommensverh�ltnissen des Pflich-
tigen kommt eine konkrete Bedarfsberechnung in Be-
tracht.

15.4 Werden Altersvorsorge-, Kranken- und Pflegever-
sicherungskosten vom Berechtigten gesondert geltend
gemacht oder vom Pflichtigen bezahlt, sind diese von
seinem Einkommen vorweg abzuziehen. Der Vorweg-
abzug unterbleibt, soweit nicht verteilte Mittel zur Ver-
f�gung stehen, z.B. durch Anrechnung nicht pr�genden
Einkommens des Berechtigten auf seinen Bedarf.
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15.5 gestrichen

16. Bed�rftigkeit
Eigene Eink�nfte des Berechtigten sind auf den Bedarf
anzurechnen, wobei das bereinigte Nettoerwerbseinkom-
men um den Erwerbst�tigenbonus zu vermindern ist (vgl.
Rechenbeispiel Anlage 3 Ziff. 3.1).

17. Erwerbsobliegenheit
17.1 Die Erwerbsobliegenheit des Ehegatten, der minder-
j�hrige Kinder betreut, richtet sich nach den Umst�nden
des Einzelfalls. Dabei ist insbesondere auf die Zahl der
Kinder und deren Alter sowie auf andere Betreuungs-
mçglichkeiten abzustellen. Im Allgemeinen kann davon
ausgegangen werden, dass eine Erwerbst�tigkeit nicht
zumutbar ist, solange ein Kind noch die Grundschule
besucht, und dass danach jedenfalls eine Teilzeitbesch�f-
tigung in Betracht kommt.

17.2 In der Regel besteht f�r den Berechtigten im ersten
Jahr nach der Trennung keine Obliegenheit zur Auf-
nahme oder Ausweitung einer Erwerbst�tigkeit.

Weitere Unterhaltsanspr�che
18.–20. (nicht belegt)

Leistungsf�higkeit und Mangelfall

21. Selbstbehalt des Pflichtigen
21.1 Es ist zu unterscheiden zwischen dem notwendigen
(§ 1603 Abs. 2 BGB), dem angemessenen (§ 1603 Abs. 1
BGB), dem eheangemessenen (§§ 1361 Abs. 1, 1578
Abs. 1 BGB) sowie dem billigen Selbstbehalt (§ 1581
BGB).

21.2 F�r Eltern gegen�ber minderj�hrigen Kindern und
diesen nach § 1603 Abs. 2 S. 2 BGB gleichgestellten
Kindern gilt im Allgemeinen der notwendige Selbstbehalt
als unterste Grenze der Inanspruchnahme.

Er betr�gt beim Erwerbst�tigen 890 E und kann bei einem
nichterwerbst�tigen Unterhaltspflichtigen auf bis 770 E

herabgesetzt werden.

21.3 Im �brigen gilt beim Verwandtenunterhalt der an-
gemessene Selbstbehalt.

21.3.1 Er betr�gt gegen�ber vollj�hrigen Kindern
1.100 E.

21.3.2 Gegen�ber Anspruchsberechtigten nach § 1615l
BGB ist der Selbstbehalt in der Regel mit einem Betrag
zu bemessen, der zwischen dem angemessenen Selbst-
behalt des Vollj�hrigen nach § 1603 Abs. 1 BGB und dem
notwendigen Selbstbehalt nach § 1603 Abs. 2 BGB liegt
(BGH v. 1.12.2004 – XII ZR 3/03, BGHReport 2005, 429
= FamRZ 2005, 354), in der Regel mit 1.000 E.

21.3.3 Der Selbstbehalt gegen�ber Eltern richtet sich
nach den Umst�nden des Einzelfalles unter Ber�cksich-
tigung des angemessenen Unterhalts vorrangig Berech-
tigter; er betr�gt zumindest 1.400 E, wobei die H�lfte des
diesen Mindestbetrag �bersteigenden Einkommens zu-
s�tzlich anrechnungsfrei bleibt.

21.4 Gegen�ber Ehegatten gilt grunds�tzlich der ehean-
gemessene Selbstbehalt. Er entspricht dem angemessenen

Unterhaltsbedarf des Berechtigten (Ziff. 15) zuz�glich
des Erwerbst�tigenbonus des Unterhaltspflichtigen.

�bersteigt der eheangemessene Selbstbehalt den notwen-
digen Selbstbehalt und reicht das verf�gbare Einkommen
zur Deckung der Unterhaltslasten und des eheangemes-
senen Selbstbehalts nicht aus, braucht der Geschiedene
Unterhalt nur nach Billigkeit zu leisten (§ 1581 BGB). In
der Regel kann ihm ein Selbstbehalt in Hçhe von 1.000 E

belassen bleiben.

Eine Begrenzung auf den notwendigen Selbstbehalt
kommt insbesondere bei Betreuung gemeinschaftlicher
minderj�hriger Kinder in Betracht.

21.5 Anpassung des Selbstbehalts

21.5.1 Beim Verwandtenunterhalt kann der jeweilige
Selbstbehalt unterschritten werden, wenn der eigene Un-
terhalt des Pflichtigen ganz oder teilweise durch seinen
Ehegatten gedeckt ist (vgl. Ziff. 22).

21.5.2 nicht belegt

22. Bedarf des mit dem Pflichtigen zusammenleben-
den Ehegatten

22.1 Ist bei Unterhaltsanspr�chen minderj�hriger und
diesen nach § 1603 Abs. 2 S. 2 BGB gleichgestellter
Kinder der Unterhaltspflichtige verheiratet, werden f�r
den mit ihm zusammenlebenden Ehegatten im Regelfall
560 E, und wenn dieser erwerbst�tig ist, 650 E angesetzt.

22.2 Ist bei Unterhaltsanspr�chen vollj�hriger Kinder der
Unterhaltspflichtige verheiratet, werden f�r den mit ihm
zusammenlebenden Ehegatten im Regelfall 800 E ange-
setzt.

22.3 Ist bei Unterhaltsanspr�chen der Eltern das unter-
haltspflichtige Kind verheiratet, werden f�r den mit ihm
zusammenlebenden Ehegatten mindestens 1.050 E ange-
setzt.

23. Mangelfall
23.1 Ein versch�rfter Mangelfall liegt vor, wenn das
Einkommen des Pflichtigen zur Deckung seines notwen-
digen Selbstbehalts und der gleichrangigen Unterhalts-
anspr�che nicht ausreicht (BGH v. 22.1.2003 – XII ZR
2/00, MDR 2003, 573 = BGHReport 2003, 379 m. Anm.
Borth = FamRZ 2003, 363 [366])

Bei der Feststellung eines Mangelfalles entsprechen diese
Unterhaltslasten

– f�r minderj�hrige oder diesen nach § 1603 Abs. 2
BGB gleichgestellte Kinder den Zahlbetr�gen nach
der D�sseldorfer Tabelle abz�glich des anzurechnen-
den Kindergeldes sowie

– f�r den getrenntlebenden oder geschiedenen Ehegat-
ten seinem jeweiligen Restbedarf (Ziff. 15, 16).

23.2 F�r die Berechnung im Mangelfall belaufen sich die
Einsatzbetr�ge

23.2.1 bei minderj�hrigen und diesen gem�ß § 1603
Abs. 2 S. 2 BGB gleichgestellten Kindern nach Gruppe
6 der D�sseldorfer Tabelle,

23.2.2 bei getrenntlebenden/geschiedenen Ehegatten auf
den notwendigen Eigenbedarf in Hçhe der Betr�ge gem�ß
Ziff. 21.2,
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23.2.3 bei mit den Pflichtigen zusammenlebenden Ehe-
gatten auf die Betr�ge gem�ß Ziff. 22.1.

Anrechenbares Eigeneinkommen der Unterhaltsberech-
tigten ist zu ber�cksichtigen.

23.3 Die nach Abzug des notwendigen Selbstbehalts des
Unterhaltspflichtigen verbleibende Verteilungsmasse ist
anteilig auf alle gleichrangigen Unterhaltsberechtigten im
Verh�ltnis ihrer Unterhaltsanspr�che zu verteilen.

Die K�rzung, die dem Vomhundertsatz nach § 1612a
Abs. 2 BGB entspricht, berechnet sich nach der Formel:

Vhs = V : S � 100

Der proportional gek�rzte Unterhalt ergibt sich aus der
Multiplikation des Einsatzbetrags mit dem Vomhundert-
satz. F�r Titel nach § 1612a Abs. 1 BGB ist der hier
ermittelte Vomhundertsatz mit 1,35 zu multiplizieren.

Vhs = Vomhundertsatz

S = Summe der Einsatzbetr�ge aller Berechtigten

V = Verteilungsmasse (Einkommen des Verpflichteten
abz�glich Selbstbehalt)

23.4 F�r die Kindergeldverrechnung gilt § 1612b BGB.

23.5 Das im Rahmen der Mangelfallberechnung gewon-
nene Ergebnis ist zu korrigieren, wenn die errechneten
Betr�ge �ber den ohne Mangelfallk�rzung ermittelten
Bedarfss�tzen liegt (vgl. BGH v. 22.1.2003 – XII ZR
2/00, MDR 2003, 573 = BGHReport 2003, 379 m.
Anm. Borth = FamRZ 2003, 363 [366]).

Sonstiges

24. Rundung
Der Unterhaltsbetrag ist auf volle Euro aufzurunden.

25. Ost-West-F�lle
Bei sog. Ost-West-F�llen richtet sich der Bedarf des
Kindes nach der an seinem Wohnsitz geltenden Unter-
haltstabelle, der Selbstbehalt des Pflichtigen nach den an
dessen Wohnsitz geltenden Selbstbehaltss�tzen.

Anhang

1. D�sseldorfer Tabelle

Anrechenbares
Einkommen des
Unterhaltspflich-
tigen in E

Altersstufen in Jahren (vgl. § 1612a Abs. 3 BGB)

0–5 6–11 12–17 ab 18
Vomhundert-

satz
Bedarfs-

kontrollbetrag

1. bis 1.300 204 247 291 335 100 770/890

2. 1.300–1.500 219 265 312 359 107 950

3. 1.500–1.700 233 282 332 382 114 1.000

4. 1.700–1.900 247 299 353 406 121 1.050

5. 1.900–2.100 262 317 373 429 128 1.100

6. 2.100–2.300 276 334 393 453 135 1.150

7. 2.300–2.500 290 351 414 476 142 1.200

8. 2.500–2.800 306 371 437 503 150 1.250

9. 2.800–3.200 327 396 466 536 160 1.350

10. 3.200–3.600 347 420 495 570 170 1.450

11. 3.600–4.000 368 445 524 603 180 1.550

12. 4.000–4.400 388 470 553 637 190 1.650

13. 4.400–4.800 408 494 582 670 200 1.750

�ber 4.800 nach den Umst�nden des Falles
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2. Kindergeldverrechnungstabelle
Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 1. bis 3. Kind von je 77 E

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 204 – 9 = 199 247 – 0 = 247 291 – 0 = 291

2 = 107 % 219 – 20 = 199 265 – 8 = 257 312 – 0 = 312

3 = 114 % 233 – 34 = 199 282 – 25 = 257 332 – 16 = 316

4 = 121 % 247 – 48 = 199 299 – 42 = 257 353 – 37 = 316

5 = 128 % 262 – 63 = 199 317 – 60 = 257 373 – 57 = 316

6 = 135 % 276 – 77 = 199 334 – 77 = 257 393 – 77 = 316

Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 4. Kind von 89,50 E

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 204 – 17,50 = 186,50 247 – 2,50 = 244,50 291 – 0 = 291

2 = 107 % 219 – 32,50 = 186,50 265 – 20,50 = 244,50 312 – 8,50 = 303,50

3 = 114 % 233 – 46,50 = 186,50 282 – 37,50 = 244,50 332 – 28,50 = 303,50

4 = 121 % 247 – 60,50 = 186,50 299 – 54,50 = 244,50 353 – 49,50 = 303,50

5 = 128 % 262 – 75,50 = 186,50 317 – 72,50 = 244,50 373 – 69,50 = 303,50

6 = 135 % 276 – 89,50 = 186,50 334 – 89,50 = 244,50 393 – 89,50 = 303,50

3. Rechenbeispiel

3.1 Additionsmethode
Der Pflichtige M hat ein bereinigtes Nettoerwerbsein-
kommen in Hçhe von 2.000 E sowie Zinseink�nfte in
Hçhe von 300 E. Seine Ehefrau F hat ein bereinigtes
Nettoerwerbseinkommen in Hçhe von 1.000 E. S�mtliche
Eink�nfte sind pr�gend. Anspruch der F?

Bedarf nach den ehelichen Lebensverh�ltnissen:
1/2 (6/7 � 2.000 E + 300 E + 6/7 � 1.000 E) = 1.436 E

Hçhe des Anspruchs (= ungedeckter Bedarf):

1.436 E ./. 6/7 � 1.000 E = 579 E

3.2 Mangelfall
Der Pflichtige M hat ein bereinigtes Nettoeinkommen
von 1.650 E. Unterhaltsberechtigt sind seine nicht er-
werbst�tige Ehefrau F und die beiden minderj�hrigen
Kinder K1 (4 Jahre) und K2 (7 Jahre), die von F betreut
werden. Das Kindergeld von 308 E wird an F ausbezahlt.

3.2.1. Unterhaltsberechnung ohne Anwendung der Be-
darfskontrollbetr�ge:

K1: 233 E, nach Kindergeldverrechnung 199 E;

K2: 282 E, nach Kindergeldverrechnung 257 E;

F: (1.650 E–233 E–282 E) � 3/7 = 486 E

Leistungsf�higkeit M 1.650 E – 199 E – 257 E – 486 E =
708 E, d.h. Mangelfall

3.2.2. Unterhaltsberechnung mit Anwendung der Be-
darfskontrollbetr�ge:

K1: 204 E, nach Kindergeldverrechnung 199 E;

K2: 247 E, keine Kindergeldverrechnung;

F: (1.650 E–204 E – 247 E) � 3/7 = 514 E;

Leistungsf�higkeit M 1.650 E – 199 E – 247 E – 514 E =
690 E, d.h. Mangelfall

3.3. Mangelfallberechnung (in beiden Varianten):

Einsatzbetr�ge:

K1 276 E; K2 334 E; F 770 E

Verteilungsmasse:

1.650 E – 890 E = 760 E

Summe der Einsatzbetr�ge:

276 E + 334 E + 770 E = 1.380 E

Vomhundertsatz:

760 E: 1.380 E � 100 = 55,07 %

Berechnung der gek�rzten Unterhaltsanspr�che:

K1: 276 E � 55,07 % = 152 E;

K2: 334 E � 55,07 % = 184 E;

F: 770 E � 55,07 % = 424 E.

Der Kindesunterhalt entspricht 74,3 % des Regelbetrages
(= 55,07 % � 1,35).

Keine Kindergeldverrechnung nach § 1612b Abs. 5 BGB
und keine Ergebniskorrektur.
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Sie hatten keine Zeit? Sie hatten Besseres zu tun? 
Das verstehen wir doch. Aber wenn Sie wirklich 

zum kleinen Kreis derer gehören, 
die den neuen Zöller immer noch nicht haben, 

wissen Sie, was zu tun ist: Gas geben und bestellen.
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